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    Die Vergütung von Fahrtzeiten 
    BAG, Urteil vom 18.03.2020 (5 AZR 25/19) 
 
Das Bundesarbeitsgericht hat sich in 
einem Urteil mit der Vergütung von 
Fahrtzeiten eines Außendienstmit-
arbeiters beschäftigt, der direkt von zu 
Hause zum ersten Kunden und vom 
letzten Kunden wieder zurück nach 
Hause fährt. Im entschiedenen Fall 
waren diese Fahrtzeiten zum ersten 
und vom letzten Kunden voll zu 
vergüten, weil sich deren Vergütung 
aus einem Tarifvertrag ergab und die 
abweichende Betriebsvereinbarung, 
wonach jeweils 20 Minuten nicht zu 
vergüten waren, gegen die 
Regelungssperre des § 77 Abs. 3 
BetrVG verstieß ("Arbeitsentgelte und 
sonstige Arbeitsbedingungen, die 
durch Tarifvertrag geregelt sind oder 
üblicherweise geregelt werden, 
können nicht Gegenstand einer 
Betriebsvereinbarung sein. Dies gilt 
nicht, wenn ein Tarifvertrag den Ab-
schluss ergänzender Betriebsverein-
barungen ausdrücklich zulässt.").  
 
In den Entscheidungsgründen des 
Urteils hat das BAG aber noch einmal 
sehr deutlich die Grundsätze zusam-
mengefasst: 
 
"… 1. Die Anfahrtszeiten des Klägers 
von seinem Wohnsitz zum ersten und 
Abfahrtszeiten vom letzten Kunden 
nach Hause sind vergütungspflichtige 
Arbeitszeiten iSv. § 611 Abs. 1 BGB 
bzw. seit dem 1. April 2017 iSv. § 
611a Abs. 2 BGB. 
 
a) Zu den versprochenen Diensten 
iSd. § 611 BGB bzw. zu der im 
Dienste eines anderen erbrachten 
Arbeitsleistung iSv. § 611a Abs. 1 
BGB zählt nicht nur die eigentliche 
Tätigkeit, sondern jede vom Arbeit-
geber im Synallagma verlangte 
sonstige Tätigkeit oder Maßnahme, 
die mit der eigentlichen Tätigkeit oder 
der Art und Weise ihrer Erbringung 
unmittelbar zusammenhängt. Der 
Arbeitgeber verspricht die Vergütung 
aller Dienste, die er dem Arbeitnehmer 
aufgrund seines arbeitsvertraglich 
vermittelten Weisungsrechts abver-
langt (vgl. BAG 12. Dezember 2012 - 
5 AZR 355/12 - Rn. 17). „Arbeit“ im 
Sinne dieser Bestimmungen ist jede 
Tätigkeit, die als solche der Befrie-
digung eines fremden Bedürfnisses 
dient (st. Rspr., vgl. nur BAG 17.  
 

Oktober 2018 - 5 AZR 553/17 - Rn. 
13, BAGE 164, 57). 
 
b) Mit dem eigennützigen Zurücklegen 
des Wegs von der Wohnung zur 
Arbeitsstelle und zurück erbringt der 
Arbeitnehmer regelmäßig keine Arbeit 
für den Arbeitgeber (BAG 22. April 
2009 - 5 AZR 292/08 - Rn. 15; 
MHdB/ArbR/Reichold 4. Aufl. § 40 Rn. 
68). Anders ist es jedoch, wenn der 
Arbeitnehmer seine Tätigkeit außer-
halb des Betriebs zu erbringen hat. In 
diesem Falle gehört das Fahren zur 
auswärtigen Arbeitsstelle zu den 
vertraglichen Hauptleistungspflichten 
(ebenso AR/Kamanabrou 9. Aufl. § 
611a BGB Rn. 358; ErfK/Preis 20. 
Aufl. BGB § 611a Rn. 516d; 
HWK/Thüsing 8. Aufl. § 611a Rn. 
483). Das wirtschaftliche Ziel der Ge-
samttätigkeit ist darauf gerichtet, ver-
schiedene Kunden aufzusuchen - sei 
es, um dort wie im Streitfall Dienst-
leistungen zu erbringen, sei es, um 
Geschäfte für den Arbeitgeber zu 
vermitteln oder abzuschließen. Dazu 
gehört zwingend die jeweilige Anreise. 
Nicht nur die Fahrten zwischen den 
Kunden, auch die zum ersten Kunden 
und vom letzten Kunden zurück bilden 
mit der übrigen Tätigkeit eine Einheit 
und sind insgesamt die Dienstleistung 
iSd. §§ 611, 611a BGB und als solche 
vergütungspflichtig. Das ist unab-
hängig davon, ob Fahrtantritt und  
-ende vom Betrieb des Arbeitgebers 
oder von der Wohnung des Arbeit-
nehmers aus erfolgen (BAG 17. 
Oktober 2018 - 5 AZR 553/17 - Rn. 
14, BAGE 164, 57; 25. April 2018 - 5 
AZR 424/17 - Rn. 18; 22. April 2009 - 
5 AZR 292/08 - Rn. 15; ebenso 
Freyler BB 2019, 1397, 1401 f.; 
MüKoBGB/Müller-Glöge 8. Aufl. § 612 
Rn. 24; Preis/Schwarz Dienstreisen 
als Rechtsproblem 2020, 57 f.; 
Salamon/Groffy NZA 2020, 159, 160 
f.; Stöhr/Stolzenberg NZA 2019, 505, 
509; zusammenfassend Volk JbArbR 
Bd. 56 [2019] 47, 60 ff.). 
 
c) Hiernach sind die Fahrtzeiten des 
Klägers von seiner Wohnung zum 
ersten Kunden und vom letzten 
Kunden nach Hause vergütungs-
pflichtige Arbeitszeit. Diese Fahrt-
zeiten bilden mit seiner Tätigkeit als 
Servicetechniker im Außendienst eine 
Einheit. 

2. Mit der Einordnung der Fahrten als 
Teil der iSv. § 611 Abs. 1 BGB 
„versprochenen Dienste“ bzw. der im 
Dienste eines anderen erbrachten 
Arbeitsleistung iSv. § 611a BGB ist 
allerdings noch nicht geklärt, wie die 
dafür vom Arbeitnehmer aufge-
wendete Zeit zu vergüten ist. Durch 
Arbeits- oder Tarifvertrag kann für 
Fahrtzeiten, die der Arbeitnehmer in 
Erfüllung seiner vertraglich ge-
schuldeten Hauptleistungspflicht er-
bringt, eine andere Vergütungs-
regelung als für die „eigentliche“ Tätig-
keit getroffen werden (zu Reisezeiten 
bei Auslandsentsendung vgl. BAG 17. 
Oktober 2018 - 5 AZR 553/17 - Rn. 
18, BAGE 164, 57; zu Fahrten zur 
auswärtigen Baustelle BAG 25. April 
2018 - 5 AZR424/17 - Rn. 23; 12. 
Dezember 2012 - 5 AZR 355/12 - Rn. 
18). Dabei kann eine Vergütung für 
Wegezeiten auch ganz ausge-
schlossen werden, sofern mit der ge-
troffenen Vereinbarung nicht der 
jedem Arbeitnehmer für tatsächlich 
geleistete vergütungspflichtige Arbeit 
nach § 1 Abs. 1 MiLoG zustehende 
Anspruch auf den Mindestlohn unter-
schritten wird (vgl. BAG 17. Oktober 
2018 - 5 AZR 553/17 - aaO). Für 
Regelungen in einer Betriebsverein-
barung sind die Binnenschranken der 
Betriebsverfassung zu beachten. Das 
Unionsrecht steht einer gesonderten 
Regelung der Vergütung nicht ent-
gegen, denn die Richtlinie 2003/88/EG 
regelt mit Ausnahme des bezahlten 
Jahresurlaubs nicht Fragen des 
Arbeitsentgelts für Arbeitnehmer. 
Somit sind die Mitgliedstaaten nicht 
verpflichtet, Entgeltansprüche ent-
sprechend den Definitionen der 
Begriffe „Arbeitszeit“ und „Ruhezeit“ in 
Art. 2 der Richtlinie festzulegen 
(EuGH 21. Februar 2018 - C-518/15 - 
[Matzak] Rn. 49 f.). …" 
 
Letztlich sind also Wegezeiten, die 
nicht den Weg von zu Hause zum 
Betrieb betreffen, grundsätzlich als 
Arbeitszeit zu vergüten. Die Vergütung 
kann aber durch Vereinbarung 
wirksam ganz oder teilweise 
ausgeschlossen werden, sofern sich 
angesichts der tatsächlichen 
Arbeitszeit einschließlich der 
Wegezeiten keine Unterschreitung 
des Mindestlohns ergibt. 

 
 

Liebe Leserinnen und Leser, 
 
in dieser Ausgabe zitiere ich aus einem Urteil des Bundesarbeitsgerichts, in dem die Grundsätze zur Vergütung von Fahrtzeiten von 
zu Hause zur Arbeitsstelle und von der Arbeitsstelle zurück nach Hause mit Verweisen auf Literatur und die bisherige 
Rechtsprechung des BAG sehr schön zusammengefasst sind.  
 

Ihr Rechtsanwalt Stefan von Zdunowski, Fachanwalt für Arbeitsrecht 
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